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Satzung des Judosportclubs Großenhain e.V. 
 
 

I. Grundlagen des Vereins 

§ 1 Name, Sitz, Eintragung, Geschäftsjahr 

(1) Der Verein führt den Namen Judosportclub Großenhain e.V. 

(2) Sitz des Vereins ist Großenhain. 

(3) Der Verein ist im Vereinsregister des Amtsgerichts Dresden unter der 

Registernummer VR 12621 eingetragen. 

(4) Das Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr. 

 
§ 2 Zweck, Zweckverwirklichung und Gemeinnützigkeit 

(1) Der Verein verfolgt im Rahmen dieser Satzung ausschließlich und unmittelbar 

gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstige Zwecke der 

Abgabenordnung“. 

(2) Zweck des Vereins ist es, den Judosport zu pflegen, insbesondere den Breitensport, 

den Leistungssport und den Kinder- und Jugendsport zu fördern.  

(3) Die Ziele und der Vereinszweck/die Vereinszwecke werden insbesondere verwirklicht 

durch die Förderung sportlicher Betätigung und sportlicher Leistung. 

(4) Der Verein ist selbstlos tätig. Er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche 

Zwecke. 

(5) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die 

Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus den Mitteln des Vereins. 

(6) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder 

durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden. 

 
§ 3 Grundsätze der Vereinstätigkeit 

(1) Grundlage der Vereinsarbeit ist das Bekenntnis des Vereins zur freiheitlichen 

demokratischen Grundordnung des Grundgesetztes für die Bundesrepublik 

Deutschland. Der Verein vertritt den Grundsatz religiöser und weltanschaulicher 

Toleranz sowie der parteipolitischen Neutralität. Extremistischen, rassistischen und 

fremdenfeindlichen Bestrebungen tritt der Verein entschieden entgegen. 

(2) Der Verein fördert die Funktion des Sports als verbindendes Element zwischen 

Nationalitäten, Kulturen, Religionen und sozialen Schichten. Er bietet Kindern, 

Jugendlichen und Erwachsenen unabhängig von Geschlecht, Abstammung, Hautfarbe, 

Herkunft, Glauben, sozialer Stellung oder sexueller Identität eine sportliche Heimat. 

(3) Der Verein, seine Mitglieder und Sportler sowie seine Beschäftigten und Beauftragten 

bekennen sich zu den Grundsätzen eines umfassenden Kinder- und Jugendschutzes 

und treten für die Integrität, die körperliche und seelische Unversehrtheit sowie die 

Selbstbestimmung der anvertrauten Kinder und Jugendlichen ein. 
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§ 4 Verbandszugehörigkeit 

(1) Der Verein ist Mitglied des Judo-Verbandes Sachsen e.V., des Landessportbundes 
Sachsen und des Kreissportbundes Meißen e. V. 

(2)  Die Satzungen und Ordnungen des Verbands gelten auch unmittelbar im Verein und 
sind von den Mitgliedern zu beachten.  

 

 

II. Vereinsmitgliedschaft und Beitragswesen 

§ 5 Mitgliedschaft 

(1) Mitglied kann jede Person werden, die an die Verwirklichung der Vereinsziele 
interessiert ist.  
 

§ 5.1. Erwerb der Mitgliedschaft 

(1) Die Aufnahme eines Mitglieds erfolgt durch Beschluss des Vorstandes aufgrund eines 

schriftlichen Aufnahmeantrags, der an den Verein zu richten ist. 

(2) Der Aufnahmeantrag Minderjähriger bedarf der schriftlichen Genehmigung der 

gesetzlichen Vertreter auf dem Aufnahmeantrag. Damit wird gleichzeitig die 

Zustimmung zur Wahrnehmung der Mitgliederrechte und -pflichten durch den 

Minderjährigen erteilt. Die gesetzlichen Vertreter verpflichten sich damit auch dem 

Verein gegenüber für die Beitragspflichten des Minderjährigen nach dieser Satzung bis 

zur Volljährigkeit des Mitglieds persönlich zu haften. 

(3) Mit der Aufnahme erkennt das neue Mitglied die Vereinssatzung an. 

(4) Eine Ablehnung des Aufnahmeantrags durch den Vorstand bedarf keiner 

Begründung. 

(5) Es gibt keinen Rechtsanspruch auf Aufnahme in den Verein. 

 

§ 5.2. Rechtliche Stellung Minderjähriger 

(1) Kinder bis zum 7. Lebensjahr und andere Personen, die als geschäftsunfähig i. S. d. BGB 

gelten, können ihre Mitgliederrechte nicht persönlich ausüben, diese werden durch 

ihre gesetzlichen Vertreter wahrgenommen. 

(2) Kinder und Jugendliche zwischen dem 7. und 18. Lebensjahr können die Mitgliedschaft 

im Verein nur erwerben, wenn die gesetzlichen Vertreter in den Mitgliedschaftsvertrag 

schriftlich eingewilligt haben. Sie üben ihre Mitgliederrechte im Verein persönlich aus. 

Ihre gesetzlichen Vertreter sind von deren Wahrnehmung ausgeschlossen. 

(3) Mitglieder ab dem 7. Lebensjahr sind in der Mitgliederversammlung gleich 

stimmberechtigt. Es gelten die Regeln der Vereinsjugend. 
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§ 5.3. Beendigung der Mitgliedschaft 

(1) Die Mitgliedschaft eines Mitglieds endet durch 

a. Austritt 

b. Ausschluss aus dem Verein 

c. Tod. 

(2) Mit dem Ausscheiden aus dem Verein erlöschen alle Rechte und Pflichten des 

Mitglieds gegenüber dem Verein. 

(3) Bestehende Beitragspflichten (Schulden) gegenüber dem Verein bleiben davon 

unberührt. 

(4) Eine einvernehmliche Vereinbarung zwischen dem Verein und einem Mitglied über die 

Beendigung der Mitgliedschaft, neben den Regelungen der Satzung, ist nicht möglich. 

 

§ 5.3.1. Kündigung der Mitgliedschaft 

(1) Der Austritt eines Mitglieds muss schriftlich gegenüber dem Vorstand erklärt werden. 

(2) Die Kündigungsfrist beträgt drei Monate zum Halbjahres- /Jahresende. 

 

§ 5.3.2. Ausschluss aus dem Verein 

(1) Ein Mitglied kann bei Vorliegen eines wichtigen Grundes aus dem Verein 

ausgeschlossen werden. 

(2) Ein wichtiger Grund liegt insbesondere dann vor, wenn ein Mitglied 

a. die Bestimmungen der Satzung, Ordnungen oder Interessen des Vereins 

verletzt und Vereinsziele missachtet 

b. die Anordnungen oder Beschlüsse der Vereinsorgane nicht befolgt 

c. mit der Zahlung seiner Mitgliedschaftsbeiträge trotz zweimaliger Mahnung im 

Rückstand ist 

d. ein unsportliches Verhalten oder einen Verstoß gegen die Vereins-Regeln 

vorliegt 

e. sich vereinsschädigend oder unehrenhaft innerhalb des Vereins und in der 

Öffentlichkeit verhält, insbesondere bei Kundgabe extremistischer, 

rassistischer oder fremdenfeindlicher Gesinnung 

f. gegen die Grundsätze des Kinder- und Jugendschutzes verstößt bzw. diese 

missachtet 

(3) Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. 

(4) Vor der Entscheidung über den Ausschluss ist dem Mitglied Gelegenheit zu geben, sich 

mündlich oder schriftlich zu äußern. 

(5) Mit dem Beschluss ruhen die Mitgliedschaft des betroffenen Mitglieds und die damit 

verbundenen Rechte nach dieser Satzung. 

Gegen den Ausschließungsbeschluss kann das betroffene Mitglied innerhalb von max. einem 

Monat schriftlich beim Vorstand Berufung einlegen, die keine aufschiebende Wirkung hat.  
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§ 6 Beitragspflichten 

(1) Näheres regelt die Beitrags- und Finanzordnung und wird durch die 
Mitgliederversammlung beschlossen. 

 

III. Die Organe des Vereins 

§ 7 Vereinsorgane 

(1) Die Organe des Vereins sind: 

a. die Mitgliederversammlung 

b. der Vorstand gem. § 26 BGB 

c. Jugendordnung 

(2) Jedes Amt im Verein beginnt mit der Annahme der Wahl und endet mit Ablauf der 

Amtszeit, dem Rücktritt oder der Abberufung.  

(3) Die Organfunktion setzt die Mitgliedschaft im Verein voraus. 

(4) Abwesende können nur dann in eine Organfunktion gewählt werden, wenn sie dazu 

die Annahme der Wahl schriftlich gegenüber Vorstand erklärt haben. 

 
§ 8 Vergütung für die Vereinstätigkeit 

(1) Näheres regelt die Beitrags- und Finanzordnung und wird durch die 
Mitgliederversammlung beschlossen. 

 
§ 9 Vorstand gem. § 26 BGB 

(1) Der Vorstand besteht aus 

a. dem Vorsitzenden 

b. dem stellvertretenden Vorsitzenden 

c. dem Schatzmeister 

(2) Sie sind einzelvertretungsberechtigt.  

(3) Die Bestellung der Vorstandsmitglieder erfolgt durch Wahl in der 

Mitgliederversammlung. 

(4) Die Amtszeit des Vorstands beträgt vier Jahre. 

(5) Wiederwahl ist möglich. 

(6) In ein Amt des Vorstands können nur volljährige Personen gewählt werden. 

(7) Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Ablauf ihrer Amtszeit so 

lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind.  

(8) Scheidet ein einzelnes Vorstandsmitglied während der laufenden Amtsperiode gleich 

aus welchem Grund aus, so kann der Vorstand ein kommissarisches 

Vorstandsmitglied berufen. Diese Berufung ist auf die restliche Amtszeit der laufenden 

Amtsperiode beschränkt und wird mit der regulären Wahl durch die nächste 

Mitgliederversammlung hinfällig. 

(9) Vorstandssitzungen finden nach Bedarf statt.  
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§ 10 Mitgliederversammlung 

(1) Die Mitgliederversammlung ist das höchste gesetzgebende Organ des Vereins und 

findet grundsätzlich als Präsenzversammlung statt. 

 

§ 10.1 Ordentliche Mitgliederversammlung 

(1) Eine ordentliche Mitgliederversammlung findet jährlich statt. 

(2) Der Termin der Mitgliederversammlung mit der vorläufigen Tagesordnung wird durch 

den Vorstand 2 Wochen vorab per Aushang bekannt gegeben.  

(3) Jede ordnungsgemäß einberufene Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die 

Anzahl der erschienenen Mitglieder beschlussfähig. 

(4) Die Mitgliederversammlung ist nicht öffentlich. Es können Gäste zulassen werden. 

 

§ 10.2. Außerordentliche Mitgliederversammlung 

(1) Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist einzuberufen, wenn dies im 

Interesse des Vereins erforderlich ist oder die Einberufung im Wege des 

Minderheitenverlangens von mindestens 30% der Vereinsmitglieder schriftlich unter 

Angabe des Zweckes und der Gründe verlangt wird. 

(2) Die Ladungsfrist beträgt 2 Wochen. 

(3) Gegenstand der Beschlussfassung einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 

sind nur die mit der Einberufung mitgeteilten Tagesordnungspunkte. Weitergehende 

Anträge und Ergänzungen der Tagesordnung sind ausgeschlossen. 

(4) Im Übrigen gelten die Regelungen für die ordentliche Mitgliederversammlung analog, 

soweit diese dem Sinn und Zweck einer außerordentlichen Mitgliederversammlung 

nach den vorstehenden Regelungen nicht widersprechen. 

 
§ 11 Protokolle 

(1) Die Beschlüsse der Organe sind schriftlich zu protokollieren und vom jeweiligen 

Protokollführer und vom Leiter der Versammlung zu unterzeichnen. 

 
§ 12 Datenschutz 

(1) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten der Mitglieder durch den 

Verein erfolgt nur, soweit dies zur Erfüllung des Satzungszwecks erforderlich ist und 

eine Rechtsgrundlage oder im Einzelfall eine ausdrückliche Einwilligung des 

Betroffenen für die Verarbeitung personenbezogener Daten vorliegt. 

(2) Die Erhebung und Verarbeitung personenbezogener Daten erfolgt auf Grundlage der 

Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie des Bundesdatenschutzgesetztes 

(BDSG). 

(3) Zur weiteren Ausgestaltung und zu den Einzelheiten der Datenverarbeitung kann der 

Verein eine Datenschutzrichtlinie erlassen. 
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IV. Schlussbestimmungen 

§ 13 Auflösung des Vereins und Vermögensanfall 

(1) Die Auflösung des Vereins kann nur in einer eigens zu diesem Zweck unter Einhaltung 
einer Frist von 4 Wochen einberufenen außerordentlichen Mitgliederversammlung 
beschlossen werden. 

(2) Zur Auflösung des Vereins ist eine ¾ - Mehrheit der in der Mitgliederversammlung 
anwesenden Mitglieder erforderlich. 

(3) Falls die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind im Falle der Auflösung 
des Vereins die Mitglieder des Vorstands gem.  § 26 BGB als Liquidatoren bestellt. 

(4) Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins fällt das Vermögen an ähnliche       
steuerbegünstigte Vereine oder Einrichtungen der Stadt Großenhain, die 
ausschließlich für gemeinnützige, mildtätige oder kirchliche Zwecke zu verwenden hat. 

 
§ 14 Gültigkeit der Satzung 

(1) Diese Satzung wurde durch die Mitgliederversammlung am 07.12.2024 beschlossen 

und tritt mit Eintragung in das Vereinsregister in Kraft. 

(2) Alle bisherigen Satzungen des Vereins treten mit der Eintragung dieser Satzung außer 
Kraft. 

 
 
 
 
 
 
 
 

 
Unterschriften vom Vorsitzenden 

 
 
 
 
 
 
 


